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• Zwanzig Jahre nach dem letzten Parteitag hielt die Fatah vom 4. bis zum 10. August 

2009 ihren lange erwarteten 6. Generalkongress ab. 
• Mahmoud Abbas ist der große Gewinner des Kongresses. Er wurde einstimmig zum 

Chef der Bewegung bestimmt und kann auf Unterstützung aller neu besetzten 
Gremien zählen. 

• Zentralkomitee und Revolutionsrat der Partei wurden personell erneuert. Die neuen 
Mitglieder stehen zum überwiegenden Teil für pragmatische Politikansätze, 
gemäßigte Positionen und Verhandlungsbereitschaft mit Israel.  

• In ihrem neuen Programm bekennt sich die Fatah zur Zweistaatenlösung und zum 
Völkerrecht. Sie fordert die Errichtung eines palästinensischen Staates in den Gren-
zen von 1967. 

• Das Konzept des „Widerstands“ wurde der grundsätzlichen Bemühung um eine 
durch Verhandlung erreichte Beilegung des Konflikts untergeordnet. 
 

 
Der sechste Generalkongress der Fa-
tah begann am 4. August 15 Jahre zu 
spät – aber zehn Minuten zu früh. Um 
9.50 Uhr eröffnete Ahmad Qureia, 
palästinensischer Verhandlungsleiter, 
die Tagung der mehr als 2.000 Dele-
gierten in der qÉêê~= p~åÅí~= pÅÜìäÉ in 
Bethlehem. Sieben denkwürdige Tage 
folgten. Politische Karrieren fanden 
ein jähes Ende, neue Gesichter betra-
ten die Bühne, zur Gewohnheit ge-
wordene Strukturen wurden verwor-
fen und manch überkommene Vor-
stellung wurde ~Ç= ~Åí~ gelegt. Was 
aber bleibt? Wie präsentiert sich die 
Fatah nach dem lange erwarteten Par-
teitag? Und was bedeutet dies für die 

Aussichten eines neuen Friedenspro-
zesses unter US-Ägide? 

Die Ergebnisse des Parteitages sind 
eindeutig: Mahmoud Abbas wurde 
per Akklamation als Fatah Chef bestä-
tigt und genießt die Unterstützung der 
neu gewählten Parteigremien. Er hält 
nun sehr viel stärker als in der Ver-
gangenheit das Ruder der Partei in der 
Hand und konnte sich auf Kosten 
zahlreicher Exilanten profilieren. Eine 
Spaltung der Bewegung konnte ver-
mieden werden. Zugleich wurde die 
Fatah auch inhaltlich auf neuen Kurs 
gebracht. Erstmals seit 20 Jahren hat 
die Befreiungsbewegung heute ein 
neues politisches Programm. 
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Rückblende: Der lange Weg zum 
Kongress 

Unzählige Male war der Fatah-Kon-
gress in der Vergangenheit angekün-
digt und verschoben worden. Weder 
das desaströse Ergebnis der Wahlen 
zum Palästinensischen Legislativrat 
2006, noch der Druck externer Ak-
teure konnte die Fatah über viele 
Jahre hinweg dazu bewegen, den seit 
15 Jahren überfälligen Parteitag abzu-
halten. Zuviel schien auf dem Spiel zu 
stehen: Persönliche Ambitionen 
ebenso wie die Befürchtung, dass eine 
konkrete programmatische Positionie-
rung der Fatah über das Ziel der „Be-
freiung Palästinas“ hinaus zu einer 
Spaltung der Bewegung führen 
könnte. 

Zugleich war eine personelle Erneue-
rung der Fatah seit Langem von 
höchster Dringlichkeit. Selbst inner-
halb der Fatah war seit 2004 schlicht-
weg unklar, wer der legitime Führer 
der Bewegung ist. Laut Parteistatuten 
kam dem im tunesischen Exil lebenden 
Faruk Qaddumi die Nachfolge Yassir 
Arafats zu. Das Fatah-Zentralkomitee 
(ZK), das höchste Gremium der Bewe-
gung, bestimmte jedoch nach dem 
Tode Arafats kurzum Mahmoud 
Abbas zum „Vorsitzenden der Fatah“. 
Das ZK schuf damit schlichtweg Fak-
ten. Denn das Amt des „Vorsitzen-
den“ hatte bis dato laut Parteistatuten 
nicht einmal auf dem Papier existiert.  

Als problematisch hatte sich in den 
vergangenen Jahren auch die Rolle der 
Fatah als faktische Regierungspartei 
im Westjordanland und (nominell) in 
Gaza erwiesen. Die im Zuge der Oslo-
Abkommen kreierte Palästinensische 
Autonomiebehörde (PNA) war seit ih-
rer Gründung 1994 ÇÉ= Ñ~Åíç von der 
Fatah dominiert worden. Im Laufe des 

stagnierenden Friedensprozesses hat-
ten sich dabei Machtstrukturen entwi-
ckelt, die eine Vielzahl von problema-
tischen personellen Verzahnungen der 
palästinensischen Exekutive mit der 
Fatah aufwiesen. Seit Jahren erstarrte 
Strukturen der Bewegung hatten eine 
massive Delegitimation der palästinen-
sischen politischen Akteure in der Be-
völkerung zu Folge. Weniger vornehm 
ausgedrückt: Für viele stand die Fatah 
in den vergangenen Jahren nahezu 
sprichwörtlich für Korruption und Vet-
ternwirtschaft. 

Zugleich hatten sich die personellen 
Auseinandersetzungen stetig ver-
schärft: Junge Aktivisten drängten an 
die Führungsebene, um den etablier-
ten Fatah-Granden – in der Regel in 
Jahren des Widerstands ergrauten 
Kämpfern – ihre Plätze in den ent-
scheidenden Gremien streitig zu ma-
chen. Während diese „Jungen Wil-
den“ ihre Positionen durch Engage-
ment vor Ort in vielen Jahren gestärkt 
hatten, wurden sie personell innerhalb 
der Fatah-Institutionen jedoch nicht 
berücksichtigt. Da Parteiämter nur auf 
einem Parteitag hätten neu besetzt 
werden können, fanden die veränder-
ten Machtverhältnisse vor Ort 
schlichtweg keinen Niederschlag in 
den Gremien der Fatah. Je länger 
diese Entwicklung anhielt, desto klarer 
wurde den alteingesessenen Amtsin-
habern, dass ein Parteitag revolutio-
näre personalpolitische Auswirkungen 
haben würde.   

Vor diesem Hintergrund hatte nicht 
zuletzt Palästinenserpräsident Mah-
moud Abbas jahrelang mit massiven 
internen Widerständen in Bezug auf 
den Parteitag zu kämpfen. Nur durch 
ein Machtwort und die volle Autorität 
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des bä o~áë ließ sich diese Blockadehal-
tung schließlich überwinden. 

Dabei sah es noch Anfang 2009 so 
aus, als würde der Kongress auch in 
diesem Jahr nicht zustande kommen. 
Farouk Qaddumi, der sich stets damit 
brüstet, palästinensischen Boden erst 
nach „einer Befreiung von israelischer 
Besatzung“ betreten zu wollen, wet-
terte gegen den Entschluss, den Kon-
gress in Bethlehem und damit auf pa-
lästinensischem Territorium abzuhal-
ten. Er empfand die Planungen als ge-
zielten Versuch, ihn und damit die 
Exilführer der Fatah politisch auszu-
booten. Wenig überraschend ver-
suchte Qaddumi daher von Anfang 
an, die Durchführung des Kongresses 
mit allen Mitteln zu torpedieren. Eine 
Reihe polemischer Aussagen gegen 
den Kongress und Mahmoud Abbas 
gipfelten im Juli in der Behauptung, 
der Palästinenserpräsident habe per-
sönlich an der „Vergiftung Yassir Ara-
fats“ mitgewirkt, um sich den Weg an 
die Spitze der PNA zu ebnen. 

Doch auch außerhalb der Fatah regte 
sich Widerstand: So etwa in der Ha-
mas. Bekanntlich kontrolliert sie mit 
dem Gazastreifen rund 40 Prozent der 
Inlandspalästinenser und damit einen 
erheblichen Teil der Delegierten für 
den Kongress. Diese wurden im Vor-
feld des Parteitages zu einem politi-
schen Faustpfand, für das die Hamas 
eine hohe Gegenleistung verlangte. 
Für die Ausreise der Fatah-Delegierten 
aus Gaza forderte sie die Freilassung 
Hunderter von Hamas-Aktivisten aus 
den Gefängnissen der PNA. Bis zuletzt 
setzte die Fatah auf syrische und ägyp-
tische Vermittlungsversuche und 
hoffte auf ein Einlenken in Gaza – 
vergebens. Einem Teil der Delegierten 
war zwar auf verschiedenen Wegen 

die Ausreise gelungen, der Großteil 
jedoch blieb von der persönlichen 
Teilnahme am Kongress ausgeschlos-
sen und konnte lediglich per Telefon-
abstimmung in Bethlehem dabei sein. 

Israel hingegen zeigte sich kooperati-
onsbereit und genehmigte mit einigen 
Ausnahmen die Einreise der Exil-Fa-
tahmitglieder aus Syrien und dem Li-
banon, so dass die Präsenz der Aus-
lands-Fatah in Grundzügen sicherge-
stellt werden konnte. Die von vielen 
befürchtete Spaltung der Bewegung 
wurde auf diese Weise verhindert.  

 

Die Ergebnisse: Personelle Erneue-
rung und inhaltliche Schwächen 

Die Fatah erhoffte sich als Ergebnis 
des Kongresses eine neue innerpaläs-
tinensische Dynamik in Hinblick auf 
einen zu Obama-Zeiten aussichtsrei-
cher gewordenen Friedensprozess. 
Sowohl personell als auch inhaltlich-
thematisch wurden in Bethlehem da-
bei wichtige Weichen gestellt. Die be-
deutendsten Gremien der Fatah, das 
Zentralkomitee und der Revolutions-
rat, wurden neu gewählt, darüber 
hinaus wurde ein neues Programm 
verabschiedet. 

Gerade die personellen Änderungen 
im Zentralkomitee erscheinen dabei 
geradezu revolutionär. Von den bishe-
rigen 18 Mitgliedern wurden insge-
samt 14 ersetzt. Lediglich Exilführer 
Abu Maher Ghneim sowie drei wei-
tere Fatah-Veteranen blieben dem 
Zentralkomitee erhalten. Unter den 
Abgewählten befinden sich so promi-
nente Namen wie der ehemalige Pre-
mierminister und langjährige Leiter der 
israelisch-palästinensischen Verhand-
lungen Ahmad Qureia sowie Abdallah 
Franji, der langjährige Sondergesandte 
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der PLO in Deutschland und zuletzt 
Außenbeauftragter der Fatah. 

Das neue Zentralkomitee gruppiert 
sich dabei nunmehr um vier Macht-
blöcke: 

• Mahmoud Abbas gelang es, nicht 
weniger als acht seiner engen Ge-
folgsleute in das Zentralkomitee 
wählen zu lassen. Es steht zu er-
warten, dass dieser Block Abbas 
vorbehaltlos unterstützen wird. 

• Die prominenteste Figur im neuen 
Zentralkomitee ist Marwan Barg-
houti. Aufgrund seiner Intifada-
Aktivitäten wurde er in Israel zu 
einer fünffach-lebenslangen Haft-
strafe verurteilt. Er genießt den 
größten Rückhalt in der palästi-
nensischen Bevölkerung, doch es 
gelang ihm nicht, aus dem Ge-
fängnis weitere unmittelbare Ge-
folgsleute in das Zentralkomitee 
wählen zu lassen. Wie groß sein 
Einfluss innerhalb der Fatah in Zu-
kunft sein wird, bleibt daher ab-
zuwarten. Barghouti steht für die 
Bereitschaft zu Friedensverhand-
lungen bei gleichzeitiger Beto-
nung des Elements des Wider-
stands. 

• Ein bedeutendes Machtzentrum 
mit vier Mitgliedern gruppiert sich 
um Mohammed Dahlan, den 
ehemaligen Chef der mê®îÉåíáîÉå=
páÅÜÉêÜÉáí im Gazastreifen, gegen 
den die Hamas im Juni 2007 er-
folgreich putschte. Dahlan, dem in 
der palästinensischen Bevölkerung 
erhebliche Vorbehalte entgegen-
gebracht werden, steht für eine 
kompromisslose Konfrontations-
haltung gegenüber der Hamas bei 
gleichzeitiger Verhandlungsbereit-
schaft mit Israel. 

• Der dritte starke Mann schließlich 
ist mit Jibril Rajoub ein weiterer 
junger Kopf der Fatah, der in der 
Vergangenheit vor allem dadurch 
auffiel, dass er seine Ziele mit 
ausgesprochener Rücksichtslosig-
keit verfolgte. Drei der neu ge-
wählten Mitglieder des Zentral-
komitees werden zu seinen An-
hängern gezählt. 

• Schließlich nimmt Abu Maher 
Ghneim als wichtigster Vertreter 
der Exil-Fatah neben Sultan Abu 
Enien aus dem Libanon eine 
starke Position ein. Er erhielt von 
allen Delegierten die meisten 
Stimmen und wird häufig als 
Nachfolger Abbas‘ gehandelt. Er 
ist in der Vergangenheit durch 
scharfe Israelkritik aufgefallen, 
unmittelbar vor dem Parteitag je-
doch inhaltlich in die Nähe von 
Abbas gerückt. 

In der Summe ergibt sich so ein viel-
schichtiges aber dennoch im Ergebnis 
eindeutiges Bild. Die politisch radika-
len Kräfte haben den Sprung in das 
Zentralkomitee der Fatah nicht ge-
schafft. Mahmoud Abbas verfügt im 
neuen ZK über eine sehr komfortable 
Mehrheit, die für Verhandlungen mit 
Israel éêáåòáéáÉää offen ist. Dies hat 
auch damit zu tun, dass die Exilkräfte 
der Fatah abgesehen von Abu Maher 
Ghneim erheblich an Einfluss verloren 
haben. Mit Ausnahme von diesem 
repräsentieren alle Mitglieder des ZKs 
die Inlands-Fatah. Die Fatah hat damit 
einen wichtigen, wenn auch in Hin-
blick auf die Einheit der Palästinenser 
riskanten, Schritt fort von einer territo-
rial disparaten Sammelbewegung hin 
zu einer konzisen Vertretung der Pa-
lästinenser in den Palästinensischen 
Gebieten unternommen. 
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Ein ähnliches Bild ergibt sich für den 
Revolutionsrat – gewissermaßen das 
„Parlament“ der Fatah mit 80 Mitglie-
dern. Von wenigen Ausnahmen abge-
sehen, ist dieser mit Aktivisten besetzt 
worden, die auf Verhandlungen mit 
Israel setzen. Die verschiedenen Lager, 
die im Revolutionsrat vertreten sind, 
haben dabei vor allem Eines gemein-
sam: Sie stehen hinter Mahmoud Ab-
bas und zu dessen Ansatz in Bezug 
auf Israel. 

bå= Öêçë ergibt sich ein eindeutiges 
Muster, das sowohl das Zentralkomi-
tee als auch den Revolutionsrat durch-
zieht. Alle Machtblöcke, die sich ins-
besondere seit der zweiten Intifada in 
den Palästinensischen Gebieten gebil-
det haben, finden heute eine Entspre-
chung in den relevanten Institutionen 
der Fatah.  

Trotz der nicht erzielten Einigung mit 
der Hamas wurden ernsthafte Bemü-
hungen unternommen, den Gazastrei-
fen in den neu gewählten Gremien 
ausreichend zu repräsentieren. Gelun-
gen ist dies nur teilweise. Von den 18 
Mitgliedern des ZK stammen vier aus 
Gaza, allerdings sind von diesen dort 
nur zwei tatsächlich wohnhaft. Selbst 
diese befinden sich seit Längerem 
nicht mehr in Gaza. Im Revolutionsrat 
stammen von 80 Mitgliedern lediglich 
elf aus dem Gazastreifen. Die ÇÉ=Ñ~Åíç 
existierende Spaltung zwischen der 
West Bank und dem Gazastreifen fand 
somit auch einen Ausdruck in den Er-
gebnissen des Kongresses. 

Unter den Gewählten wurde diejenige 
Gruppe, die auf gewaltsamen Wider-
stand setzt und sich ÖÉÖÉå Verhand-
lungen mit Israel ausspricht, marginali-
siert. Mahmoud Abbas verfügt daher 
heute über ein zuvor kaum für mög-
lich gehaltenes belastbares Mandat 

der Fatah, nach einem Siedlungsstopp 
Endstatusverhandlungen mit Israel 
aufzunehmen. Diese Stärkung in der 
Fatah entspricht dabei der insgesamt 
gewachsenen Autorität Abbas als Prä-
sident der PNA. Die Fatah hat sich 
damit nach 1988 ein weiteres Mal in 
aller Deutlichkeit nicht nur zu Ver-
handlungen bekannt, sondern vom 
bewaffneten Kampf distanziert. 

Dies findet seinen Ausdruck auch im 
neu verabschiedeten Fatah-Programm, 
wenngleich dies öffentlich gerade in 
israelischen und westlichen Medien 
dezidiert anders wahrgenommen 
wurde. bñéêÉëëáë= îÉêÄáë bekennt sich 
die Fatah im neuen Programm zum 
Völkerrecht und akzeptiert ausdrück-
lich die Existenz des israelischen Staa-
tes in den Grenzen von 1967. Im glei-
chen Atemzug wiederholt sie die For-
derung nach der Errichtung eines un-
abhängigen palästinensischen Staates 
in den Grenzen von 1967 mit Jerusa-
lem als Hauptstadt. Während dieser 
Satz gerade in Israel als unversöhnli-
che Geste aufgefasst wurde, lässt der 
gleichzeitige Rekurs auf das Völker-
recht deutlich werden, dass die Fatah 
nicht mehr und nicht weniger erstrebt 
als den völkerrechtlich verbrieften An-
spruch auf den Osten der Heiligen 
Stadt als künftige Hauptstadt Palästi-
nas. 

Es gelang der Fatah indes kaum, sich 
programmatisch von der bloßen Iden-
tität der Befreiungsbewegung zu lö-
sen. Zu einzelnen Politikfeldern findet 
sich im neuen Programm nur wenig. 
Hinweise darauf, wie ein palästinensi-
scher Staat sozial-, wirtschafts- oder 
innenpolitisch ausgestaltet werden 
sollte, sucht man weitgehend vergeb-
lich. Ausführlich hingegen werden An-
sätze in Bezug auf anstehende Frie-
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densverhandlungen thematisiert, die 
stärker als in der Vergangenheit von 
der Einhaltung israelischer Verpflich-
tungen abhängig gemacht werden 
sollen. Wiederholt ruft die Fatah dazu 
auf, Verhandlungen unter internatio-
naler Beobachtung abhalten zu lassen 
und kündigt vage an, im Falle eines 
Scheitern Alternativen zur Zweistaa-
tenlösung in Betracht zu ziehen. 

In Bezug auf das Konzept des „Wider-
standes“ machte Mahmoud Abbas in 
seiner Grundsatzrede zu Beginn des 
Kongresses deutlich, dass sich dieser 
an dem Modell der Gemeinde _áäÛáå in 
der nördlichen Westbank zu orientie-
ren habe. Dort praktizieren örtliche 
Widerstandskomitees wöchentliche 
Demonstrationen gegen die israelische 
Sperranlage. Auffällig war an dieser 
Stelle, in welch ausführlicher Art und 
Weise Abbas in seiner Rede auf den 
gewaltlosen Widerstand nach Vorbild 
_áäÛáåë einging. Als Leitmotiv verkün-
dete Abbas: „Wir haben ein Recht auf 
Widerstand, aber wir wählen den 
Frieden.“ 

 
Im Ausland: Gemischte Reaktionen 

Für internationales Aufsehen sorgte 
vor allem der Diskurs, der um den 
Begriff des „Widerstands“ geführt 
wurde. Wie in allen bisherigen 
Grundsatzerklärungen sprach sich die 
Fatah dafür aus, Widerstand gegen 
israelische Besatzung zu leisten – mit 
allen Mitteln. Zugleich betonte die 
Partei, dass Verhandlungen der vorzu-
ziehende Weg zur „Befreiung“ des 
Landes seien und dass Widerstand vor 
allem dann effektiv sei, wenn er ge-
waltlos durchgeführt werde.  

Diese Äußerungen wurden insbeson-
dere von israelischer Seite als Aufruf 

zum bewaffneten Kampf gedeutet 
und als unversöhnliche Hardliner-Posi-
tion interpretiert. Sämtliche Aspekte 
des Kongresses – personell, sprachlich 
und inhaltlich – setzen jedoch letztlich 
andere Zeichen: Personell und pro-
grammatisch hat die Fatah konse-
quenter als je zuvor den Weg der Ver-
handlungen eingeschlagen. Alle An-
zeichen sprechen dafür, dass der Ver-
weis auf den „Widerstand mit allen 
Mitteln“ in erster Linie ein rhetorisches 
Mittel ist, um radikaleren Elementen 
wie Faruk Qaddumi eine Spaltung der 
Partei nicht zu leicht zu machen.  

Während der Generalkongress in 
großen Teilen der Welt positive Reak-
tionen hervorrief, führte die Erwäh-
nung des Wortes „Widerstand“ zu 
heftigen Repliken der israelischen 
Rechten. Sowohl der israelische Pre-
mierminister Benjamin Netanyahu als 
auch Außenminister Avigdor Lieber-
man äußerten sich ablehnend zu den 
Resultaten des Kongresses. Die Fatah 
wähle den Weg der Konfrontation 
und sende keine Signale der Versöh-
nung. Eine Basis für Verhandlungen 
sei mit der Verabschiedung des neuen 
Programms nicht gegeben. Yuli Edel-
stein, israelischer Informations- und 
Diaspora-Minister und Likud-Mitglied, 
bewertete den Kongress gar als 
„Kriegserklärung“. 

  

Der Kongress als Fortschritt: Ein 
Schritt in Richtung State-Building 

Der Kongress der Fatah hat die beste-
henden Probleme der Partei nicht 
quasi über Nacht lösen können. Den-
noch war der Parteitag ein Schritt in 
die richtige Richtung. Das nach 20 
Jahren ohne Veränderungen aus der 
Balance geratene Gleichgewicht zwi-
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schen tatsächlicher und institutioneller 
Machtverteilung wurde nachhaltig 
korrigiert.  

Im Ergebnis definierte der Kongress 
eine Fatah, die sich prinzipiell zu Ver-
handlungen mit Israel bekennt. 
Gleichzeitig wurden die Beziehungen 
der Partei zur Hamas jedoch schwer 
belastet. Die Unfähigkeit, eine Verein-
barung mit der Hamas für eine Teil-
nahme der Gaza-Delegierten zu errei-
chen, lässt wenig Hoffnung für eine 
nationale Aussöhnung aufkommen.  

Im Hinblick auf das Ansehen der Fatah 
in der palästinensischen Bevölkerung 
geht die Partei gestärkt aus dem Kon-
gress hervor. Die Chancen, ein Wahl-
debakel wie 2006 zu vermeiden, ha-
ben sich zumindest vorläufig deutlich 

erhöht. Ohne eine Aussöhnung mit 
der Hamas ist jedoch schwer vorstell-
bar, wie die im kommenden Frühjahr 
regulär anstehenden Präsidentschafts- 
und Legislativratswahlen in den Paläs-
tinensischen Gebieten durchgeführt 
werden sollen.  

Grundsätzlich stellt die Abhaltung des 
Fatah Kongresses dabei ÉáåÉå Baustein 
der palästinensischen Führung in ih-
rem Bemühen dar, das Momentum 
des Regierungswechsels in Washing-
ton durch verlässliches pí~íÉJ_ìáäÇáåÖ 
in den Palästinensischen Gebieten zu 
untermauern und für die eigenen 
Ambitionen zu nutzen.  
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